
Anlage 1 Vorschlagsliste für Schöffinnen und Schöffen
(zu Nummer 2 Buchstabe b und Nummer 11)

nicht mehr zu 
befüllen vom Gericht zu befüllen

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Lfd. 
Nr. Anrede akad. Grad Familienname Geburtsname Vornamen Familienstand Geburtsdatum 

(TT.MM.JJJJ) Geburtsort Beruf Staatsangeh. PLZ Wohnort Straße Haus-Nr.

zum Zeitpunkt 
der Aufstellung 

in der 
Gemeinde 
wohnhaft

Bemerkung Schöffentätigkeit

Gemeinde:
Amtsgerichtsbezirk:

für die Geschäftsjahre: 2024 - 2028



Schöffenliste zur Verwendung für Gemeinde * Datenerfassung bzw. -korrekturen sind grundsätzlich im Blatt "Schöffenvorschlagliste" vorzunehmen
* Blatt "Druckliste für Gemeinde": Tabellenerweiterung nur ab Spalte M möglich

Lfd. 
Nr. Anrede akad. Grad Familienname Geburtsname Vornamen Geburtsjahr 

(JJJJ) Beruf PLZ Wohnort

zum Zeitpunkt 
der Aufstellung 

in der 
Gemeinde 
wohnhaft

Bemerkung

Gemeinde:
Amtsgerichtsbezirk:
für die 
Geschäftsjahre: 2024 - 2028



Lfd. 
Nr. Anrede akad. Grad Familienname Geburtsname Vornamen Geburtsjahr 

(JJJJ) Beruf PLZ Wohnort

zum Zeitpunkt 
der Aufstellung 

in der 
Gemeinde 
wohnhaft

Bemerkung



Vorschlagliste für Schöffinnen und Schöffen Schöffenvorschlagliste

Druckliste Gemeinde
Vorschlagliste für Schöffinnen und Schöffen Schöffenvorschlagliste

Druckliste Gemeinde

Vorschlagliste für Schöffinnen und Schöffen.



Beispiel:

    



Entf

Beispiel:

„Das Amt eines Schöffen ist ein Ehrenamt. 
Es kann nur von Deutschen versehen werden.“



Beispiele:

 

Beispiel:

Zu dem Amt eines Schöffen sollen nicht berufen werden: 
… Personen, die zur Zeit der Aufstellung der Vorschlagsliste nicht in der Gemeinde 
wohnen; …“).



Beispiel:

Beispiel:

Beispiel:

Druckliste 
Gemeinde  



 

 

 
Anlage 3 
(zu Nummer 15 Buchst. b) 
 
An 
 
 _________________________      

 _________________________      

 _________________________      

 
Betr.: Schöffenwahl und Jugendschöffenwahl 20… 
hier: Überprüfung der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter 
 
Sehr geehrte Frau __________________, 
 
Sehr geehrter Herr  __________________, 
 
am 25. April 2006 ist § 44a des Deutschen Richtergesetzes in Kraft getreten und löste 
den gleichlautenden § 9 des Gesetzes zur Prüfung von Rechtsanwaltszulassungen, 
Notarbestellungen und Berufungen ehrenamtlicher Richterinnen und Richter ab. 
 
Um das Vertrauen in die Rechtsprechung zu stärken, enthält er Festlegungen, wonach 
Personen nicht zu ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern berufen werden sollen, 
die sich zu Zeiten der DDR des Verstoßes gegen die Grundsätze der Menschlichkeit 
oder der Rechtsstaatlichkeit schuldig gemacht haben oder durch Zusammenarbeit mit 
dem Staatssicherheitsdienst der DDR belastet sind. Die für die Berufung der 
ehrenamtlichen Richterinnen und Richter zuständige Stelle ist befugt, von den für 
dieses Amt Vorgeschlagenen eine schriftliche Erklärung zu verlangen, dass sie sich 
nicht schuldig gemacht haben und nicht belastet sind. Ausgenommen von dieser 
Erklärungspflicht sind Tätigkeiten, die vor dem 1. Januar 1976 abgeschlossen waren. 
 
Ich bitte Sie deshalb, die anliegende Erklärung wahrheitsgemäß abzugeben und mir 
spätestens bis ________ zurückzusenden. 
 
Falls Sie einverstanden sind, Ihre Angaben durch Anfrage beim Bundesarchiv, Stasi-
Unterlagen-Archiv überprüfen zu lassen, können Sie das Einverständnis hierzu 
ebenfalls auf dem beigefügten Vordruck erklären. Die Abgabe dieser Erklärung ist 
Ihnen freigestellt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 



 

 

Anlage 4 
(zu Nummer 15 Buchst. b) 
 
 

Erklärung 
 
Ich habe nicht gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder der Rechtsstaatlichkeit 
verstoßen. 
 
Ich versichere hiermit, dass ich nach dem 31. Dezember 1975 nicht in einem offiziellen Arbeits- 
oder Dienstverhältnis des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR gestanden habe, 
nicht Offizierin/Offizier im besonderen Einsatz war (hauptamtliche Mitarbeiterin/ 
hauptamtlicher Mitarbeiter), mich nicht zur Lieferung von Informationen an den 
Staatssicherheitsdienst bereit erklärt habe (inoffizielle Mitarbeiterin/inoffizieller Mitarbeiter), 
nicht zu den Personen gehört habe, die gegenüber Mitarbeiterinnen/ Mitarbeitern des 
Staatssicherheitsdienstes hinsichtlich deren Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst rechtlich 
oder faktisch weisungsbefugt waren und nicht inoffizielle Mitarbeiterin/inoffizieller Mitarbeiter 
des Arbeitsgebietes 1 der Kriminalpolizei der Volkspolizei war. 
 
Bitte in Druckbuchstaben angeben: 
 
Name:  ________________________________     
 
Geburtsname:   ________________________________  
 
Vorname:  ________________________________   
 
 
 
_______________________________________________________________ 
 (Ort)                                                                     (Datum) 
 
 
_______________________________________________________________ 
(Unterschrift) 
 

Erklärung 
 

Ich bin damit einverstanden, die Richtigkeit der vorstehenden Erklärung durch Anfrage beim 
Bundesarchiv, Stasi-Unterlagen-Archiv überprüfen zu lassen. 
 
_______________________________________________________________ 
(Ort)                                                                      (Datum) 
 
 
_______________________________________________________________ 
(Unterschrift) 
 



 

 

Anlage 5 
(zu Nummer 17 Buchst. c) 
 
Gemäß Nummer 17 Buchstabe c werden die Vertrauenspersonen wie folgt gewählt: 
 
Durch für Anzahl der 

Vertrauenspersonen 
Kreistag Bautzen AG Bautzen 

AG Hoyerswerda 
AG Kamenz

7 
7 
7

Stadtrat Chemnitz AG Chemnitz 7
Stadtrat Dresden AG Dresden 7
Kreistag Erzgebirgskreis AG Aue 

AG Marienberg
7 
7

Kreistag Görlitz AG Görlitz 
AG Weißwasser 
AG Zittau

7 
7 
7

Kreistag Leipzig AG Borna 
AG Grimma

7 
7

Stadtrat Leipzig AG Leipzig 7
Kreistag Meißen AG Meißen 

AG Riesa
7 
7

Kreistag Mittelsachsen AG Döbeln 
AG Freiberg

7 
7

Kreistag Nordsachsen AG Eilenburg 
AG Torgau

7 
7

Kreistag Sächsische 
Schweiz-Osterzgebirge 

AG Dippoldiswalde 
AG Pirna

7 
7

Kreistag Vogtlandkreis AG Auerbach 
AG Plauen

7 
7

Kreistag Zwickau AG Hohenstein-Ernstthal 
AG Zwickau

7 
7

 


